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Preußiſche Geſetzſammlung 


Labem 1921 r 20. 


Juhalt: Geſetz zur Anderung des Geſetzes vom 27. Februar 1880, betreffend die Beſteuerung des Wander- 
lagerbetriebs, S. 299. — Verordnung zwecks Berichtigung des Beamten-⸗Dienſteinkommensgeſetzes 
vom 17. Dezember 1920, S. 300. — Verordnung über die Gewährung von Notzuſchlägen zum 
Grundgehalt, zur Grundvergütung und zum Ortszuſchlag derjenigen Staatsbeamten und Lehrperſonen, 
deren Bezüge durch das Beamten-Dienſteinkommensgeſetz vom 17. Dezember 1920, das Geſetz über 
das Dienſteinkommen der Leiter und Lehrer an nichtſtagtlichen höheren Lehranſtalten vom 17. De⸗ 
zember 1920, das Volksſchullehrer-Dienſteinkommensgeſetz bom 17. Dezember 1920 das Mittelſchul⸗ 
lehrer-Dienſteinkommensgeſetz vom 14. Junuar 1921 und das Gewerbe- und Handelslehrer⸗Dienſt⸗ 
einkommensgeſetz vom 14. Januar 1921 geregelt ſind, S. 302. 


(Rr. 12082.) Geſetz zur Anderung des Geſetzes vom 27. Februar 1880, betreffend die Ber 
ſteuerung des Wanderlagerbetriebs. Vom 14. Jauuar 1921. 


Di verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz 
beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Artikel J. 
Das Geſetz, betreffend die Beſteuerung des Wanderlagerbetriebs, vom 
27. Februar 1880 (Geſetzſamml. S. 174) wird dahin geändert: 
1. § 4 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 
Die Steuer beträgt für jede Woche der Dauer des Wander⸗ 
lagerbetriebs 


lll RAUR 600 Mark, 
im übrigen 

in Orten mit mehr als 500 000 Einwohnern... 500 „ 

in Orten mit mehr als 100 000 bis 500 000 Einwohnern 400 „, 

in Orten mit mehr als 50 000 bis 100 000 Einwohnern 300 *, 


in Orten mit mehr als 10 000 bis 50 000 Einwohnern 200 7», 
in Orten bis zu 10000 Einwohnern TOO 
ſofern der Betrieb von einer Perſon verſehen wird fie erhöht fich für 
jede weitere im Betriebe tätige Perſon (Mitunternehmer oder Angeſtellter) 
um den gleichen Betrag, für einen nur mechanische Dienſtleiſtungen 
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RR verrichtenden Gehilfen (Hausdiener, Kutſcher, Laufburſchen oder mädchen 
; und dergleichen) um je den halben Betrag. 
2.85 erhält folgende Faſſung: 
| Die Steuer fließt den Gemeinden zu, in denen der Betrieb ſtatt⸗ 
findet. Nach Beendigung des Betriebs iſt der Kommunalaufſichts⸗ 
behörde nach beſonderer Anweiſung der Aufſichtsminiſter Anzeige zu 
erſtatten. 
i Artikel 2. 

Die Gemeinden find berechtigt, zu den im Artikel 1 feſtgeſetzten Siener 
ſätzen Zuſchläge zu erheben, die in Orten bis zu 100000 Einwohnern 25 v. H, 
in Orten mit mehr als 100000 Einwohnern 50 v. H. nicht überſteigen dürfen. 

Die betreffenden Beſehlüſſe der Gemeinden unterliegen nicht der Genehmigung 
der Auffichtsbehörde. ; 

Artikel 3. 

Die Steuerſätze des Artikel 1 Nr. 1 finden keine Anwendung, wenn der Jeik⸗ 
abſchnitt, für welchen die Steuer zu entrichten ift, bei Inkrafttreten dieſes Ge- 
ſetzes bereits begonnen hat. ; 

Berlin, den t4- Januar 1921. 


Das Preußiſche Stagtsminiſterium. 


Braun. Jiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff 
Stegerwald. Lüdemann. 


(Rr. 12083.) Verordaung zwecks Berichtigung des Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetzes vom 
17. Dezember 1920 (Geſetzſamml. 1921 S. 135). Vom 8. Februar 1921. 


Das Staatsminiſterium hat auf Grund des Artikel 55 der Verfaſſung des 
FJreiſtaats Preußen vom 30. November 1920 in Übereinſtimmung mit dem im 
Artikel 26 der Verfaſſung vorgeſehenen Ständigen Ausſchuß der Landesverſammlung 
folgende Verordnung mit Geſetzeskraft erlaſſen: 

Die Beſoldungsordnung (Anlage T des Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetzes 
vom 17. Dezember 1920) wird wie folgt berichtigt: ; 
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1. Abſchnitt J. LA. 
A. Sruppe 8. 


Anſiedlungskommiſſion. 
a) Zeile 2. 
Statt „Regierungsoberſekretäre (bisher Sekretäre) als Bürovorſteher“ muß 
es heißen: „Oberſekretäre (bisher Sekretäre) als Bürovorſteher.“ 
b) Zeile 3. ; 
Statt „Regierungsoberſekretäre (bisher Sekretäre) s)“ muß es heißen 
„Kaſſenoberſekretäre (bisher Buchhalter) ), Oberſekretäre (bisher Sekretäre) o), 


; B. Gruppe 12. 
Miniſterjum für Wiſſenſchaſt, Kunſt und Volksbildung. 

Die letzte Zeile muß heißen: „Seminardirektoren und direktorinnen e) 
einſchließlich der Direktoren der Blindenanſtalt in Steglitz und der Taubſtummen⸗ 
anſtalt in Neukölln.“ 

2. Abſchhnitt IL 


: Die Gruppe 6 ift zu ſtreichen, ſtatt deſſen iſt in Gruppe 7 Zeile 2 in der 
Klammer hinter Bokenmeiſter einzufügen: „ſowie Hausinſpektoren“. 


3. Schlußbemerkungen. 
C. Nebenbezüge. 
Ziffer 7. 

Der Buchſtabe a it zu ſtreichen. Die Ziffer 7b wird eine beſondere 
Ziffer 8, deren Eingang wie folgt zu lauten hat: ; 

„Bei der Verwaltung des Miniſteriums für Wiſſenſchaft, Kunſt und 
Volksbildung, bei der Berg, Hütten- und Salinenverwaltung und bei der land 
wirtſchaftlichen Verwaltung erhalten die Profeſſoren und Abtellungsvorſteher an 
den wiffenfchaftlichen Hochſchulen ſowie die Direktoren der Forſtakademien die 
für ihre Vorlefungen (uf. wie bisher)“ 

Ziffer 8 und Ziffer 9 erhalten die Nummern 9 und 10. 

Berlin, den 8. Februar 1921. 


Das Preußiſche Staatsminister ſum. 


Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. 
Stegerwald. Lüdemann. 
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(Nr. 12084.) Verordnung über die Gewährung von Notzuſchlägen zum Grundgehalt, zur 


Grundvergütung und zum Ortszuſchlag derjenigen Staatsbeamten und Lehr 
perfonen, deren Bezüge durch das Beamten -Dienſteinkommensgeſetz vom 
17. Dezember 1920, das Geſetz über das Dienſteinkommen der Leiter und 
Lehrer an nichtſtaatlichen höheren Lehranſtalten vom 17. Dezember 1920, 
das Volksſchullehrer-Dienſteinkommensgeſetz vom 17. Dezember 1920, das 
Mittelſchullehrer-Dienſteinkommensgeſetz vom 14. Januar 1921 und das 
Gewerbe- und Handelslehrer-Dienſteinkommensgeſetz vom 14. Januar 1921 
geregelt find, Vom 8. Februar 1921. ; 


Dis Staatsminiſterium hat auf Grund des Artikel 55 der Verfaſſung des 
Freiſtaats Preußen vom 30. November 1920 in Übereinſtimmung mit dem im 
Artikel 26 der Verfaſſung vorgeſehenen Ständigen Ausſchuß der Landesverſammlung 
folgende Verordnung mit Geſetzeskraft erlaſſen: 


Einziger Paragraph. 


() Zum Grundgehalt, zur Grundvergütung und zum Ortszuſchlag der 


Staatsbeamten und Lehrperſonen, deren Bezüge durch das Beamten⸗Dienſt⸗ 


seinfonmensgeje vom 17. Dezember 1920, das Geſetz über das Dienſteinkommen 
der Leiter und Lehrer an nichtſtaatlichen höheren Lehranſtalten vom 17. Dezember 
1920, das Volksſchullehrer⸗Dienſteinkommensgeſetz vom 17. Dezember 1920, das 
Mittelſchullehrer⸗Dienſteinkommensgeſetz vom 14. Januar 1921 und das Gewerbe⸗ 
und Handelslehrer⸗Dienſteinkommensgeſetz vom 14. Januar 1921 geregelt ſind, 
wird bis zur nächſten anderweiten Feſtſetzung des Ausgleichszuſchlags durch den 
Staatshaushaltsplan mit Wirkung vom 1. Januar 1921 neben dem bisher geltenden 
Ausgleichszuſchlag ein Notzuſchlag gewährt, der in den Orten 


der Ortsklaſſe n 8 20 vom Hundert 
» » 333 ee 17.5 » 
> » ne —8 EOE? » 
» » De E, 10 „ » 
» e ( 5 » 


der eingangs 


genannten Bezüge beträgt. 


; () Entſprechend erhöht fich gemäß § 23 Abſ. 2 und 3 des Beamten- 
Dienſteinkommengeſetzes vom 17. Dezember 1920 der Verſorgungszuſchlag der 
Wartegeldempfänger, Ruhegehaltsempfänger und Witwen. 

i 6) Für die Höhe des Notzuſchlags ift bei den im Amt befindlichen Staats- 
beamten und Lehrperſonen der dienſtliche Wohnſitz, bei den Wartegeldempfängern, 
Ruhegehaltsempfängern und Witwen der Wohnſitz der zum Empfang der Ver⸗ 
ſorgungsbezüge Berechtigten maßgebend. s i 

Berlin, den 8. Februar 1921. 


Das Preußiſche Stagtsminiſterium. 


Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. 
Stegerwald. Lüdemann. 
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